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liehen Zusammenstellungen über das spätmittelalterliche und neuzeit-
liehe Recht zur Abrundung Abschnitte hinzugefügt habe, für die seine 
Studien nicht auagedehnt genug gewesen sind. Vielleicht erklären 
sich daraus auch manche Unvollständigkeiten in der Literaturbenutzung. 
So ist ζ. B., abgesehen von den schon erwähnten Lücken, auffallend, 
daß der Verf. das bekannte Buch von G i d e - E s m e i n , Étude sur la 
condition privée de la femme nicht zitiert; und zu dem tit. 59 der 
lex Salica mußte unbedingt B r u n n e r s Abhandlung in Ζ 2f . RG. 21 
angeführt werden. Ich möchte jedoch zum Schluß hervorheben, daß 
den Mängeln des Buches auch Vorzüge gegenüberstehen: der Verf. 
erweist sich als ein klarer Kopf, als ein geschickter Schriftsteller, als 
ein fleißiger Arbeiter; wenn seine Schrift zu Ausstellungen Anlaß gibt, 
so liegt das im wesentlichen an der ungemeinen Schwierigkeit der 
Aufgabe. Die Geschichte des Familienrechts liegt vielfach noch so im 
dunkeln, daß es kaum möglich ist, auch nur für abgegrenzte Teile 
die Entwicklungslinien ohne eingehende Spezialstudien zu ziehen; oft 
hindern sogar die hergebrachten Anschauungen die richtige Erkenntnis 
mehr als daß sie sie förderten. Möge der Verf. sich veranlaßt finden, 
sich an der weiteren Aufhellung der hier liegenden Probleme zu 
beteiligen und dann mehr ins Einzelne und Tiefe dringen, als es ihm 
diesmal möglich war. 
Rostock. R. H ü b n e r . 
C o n r a d B o r n h a k , ao. Professor der Rechte an der Uni-
versität Berlin, Preußische Staats- und Rechtsgeschichte. 
Berlin, Carl Heymanns Verlag 1903. ΧΧΎΙ und 538 SS. 
Durch die allgemeine Verfügung vom 18. Januar 1897 (1MB!. 
S. 19 ff.) ist eine Übersicht über die Rechtsentwicklung in Preußen 
mit Rücksicht auf die einzelnen Landesteile als obligates Kolleg für 
preußische Referendariatskandidaten bestimmt worden, nachdem schon 
früher, 1891/92 mit Nachdruck auf die preußische Rechtsgeschichte als 
Vorlesungs- und Prüfungsgegenstand verwiesen worden war. Dadurch 
ist ein dankenswerter Ausbau der Vorlesungen über deutsche Rechts-
geschichte erfolgt. Die deutsche Rechtsgeschichte mußte sich in der 
unverhältnismäßig kurzen Zeit, die ihr etwa im Vergleich mit der 
römischen Rechtsgeschichte zugemessen ist '), für die Periode der terri-
') Deutsche Kechtsgeschichte wird in Preußen vierstündig, römische 
Rechtegeschichte ohne Zivilprozeß drei- bis vierstündig gelesen. Dabei ist 
der Stoff der deutschen Rechtsgeschichte viel reicher. Die staatsrechtliche 
Entwicklung drängt sich hier in ganz anderer Breite und Aktualität hervor, 
als im römischen Recht, wo sie nicht so sehr rechtsgeschichtliche als rechts-
antiquarische Bedeutung hat. Die Geschichte des römischen Staates ist längst 
ebenso abgeschlossen, wie die der übrigen Staaten des Altertums. Ähnlich 
verhält es sich mit dem Strafrecht und Prozeß, um so mehr als die Roma-
nisten die antiquarische Seite des Problems, das reine römische Recht, der 
rechtsgeschichtlichen, d. i. der gemeinrechtlichen Entwicklung vorziehen. 
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torialen Entwicklung damit begnügen, die gemeinsamen Züge dieser 
so überreichen Gestaltungen herauszuraffen und zusammenfassend zu 
umspannen. Dem Kolleg über „preußische Rechtsentwicklung" fällt 
es nun gerade zu, hier für ein bestimmtes Rechtsgebiet die detaillier-
teren und dadurch greifbareren Ausführungen nachzuholen. So bietet 
die preußische Territorialrechtsgeschichte hier gleichsam einen „Mikro-
kosmos der allgemeinen deutschen Rechtsgeschichte: die von dieser 
gewonnenen allgemeinen Lehren in ihrer besonderen Erscheinung; einen 
Teil des realen deutschen Rechtslebens und zwar jenen Teil, in den 
der studierende Jurist selbst durch seine Geburt als empfangend und 
zeugend hineingestellt worden ist." ') 
Schon frühzeitig ist das Bedürfnis resp. der Mangel einer speziell 
partikulären Rechtswissenschaft empfunden worden. Das Mittelalter 
schuf seine Rechtsbücher, das neuzeitliche Territorialstaatsleben brachte 
eine immerhin ansehnliche partikularistische Literatur hervor. Doch 
hat immer wieder das gemeine oder genauer gesagt das römische Recht 
und das Naturrecht die Ausbildung hintangehalten. Erst die großen 
Kodifikationen aus dem Ende des XVIII. und dem Beginn des XIX. Jahr-
hunderts, die das „gemeine" und Naturrecht beseitigten, haben für 
eine territoriale Rechtswissenschaft festen Grund gelegt. Aber die all-
gemeinen Zustände zu Anfang des XIX. Jahrhunderts ließen eine wirk-
lich wissenschaftliche Verarbeitung dieser Grundlagen nicht aufkommen. 
Der Druck des absoluten Staates metternichisch-reaktionärer Observanz 
hielt auch hier die freie Regung des Geistes nieder. Trockene ratio-
nalistische Technik, dialektische Gesetzkunde statt lebendiger Rechts-
wissenschaft — das ist die Signatur der Jurisprudenz dieser Zeit. 
„Sehr bezeichnend ist das Urteil", schreibt Savigny in seinen Vor-
schlägen zu einer zweckmäßigen Einrichtung der Gesetzrevision (1842)2), 
„welches ein preußischer Staatsminister gleich nach der Einführung 
unserer allgemeinen Gesetzgebung ausgesprochen haben soll : das Land-
recht ist eine schöne Blume, die vom Stock abgeschnitten und in ein 
Glas Wasser gestellt worden ist." 
Allmählich aber fingen die Keime der modernen Rechtswissen-
schaft, die bei der Wiedergeburt des deutschen Geistes in der Ära der 
Befreiungskriege geschaffen worden waren, mächtig an zu treiben. 
Seit den vierziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts wird die Herr-
schaft des starren, absoluten Buchstabens gebrochen und der Geist 
verbindet wieder, was Natur und Geschichte vereint, aber die deutsche 
Zerfahrenheit zerrissen hatte. Die rechtsgeschichtliche Schule bringt 
das Bewußtsein der historischen Einheit des deutschen Rechts zur 
Geltung, das sich sofort für die wissenschaftliche Behandlung des par-
Aus meinen Ausführungen anläßlich von Luschins Österreichischer 
Reichsgeschichte in der Kritischen Vierteljahrssehrift 3. F. Bd. II (1896) 
S. 336. — 2) Abgedruckt hei A. Stölzel, Brandenburg-Preußens Rechtsver-
waltung und Rechtsvert'assung II 733 ff. insbesondere 737. Der Ausspruch 
rührt also weder von Savigny noch von Koch her, wie gelegentlich einer 
Besprechung des Bornhakschea Buchs gesagt worden ist. 
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t i tu laren Rechtes fruchtbar erweist. Freilich hat hier zunächst der 
romanistische Flügel der Schule durch mehr antiquarische als histo-
rische Arbeit einen recht unhistorischen Vorstoß zugunsten des reinen 
römischen Rechts gemacht. Aber immer wieder erhob sich abwehrend 
und durch mühevolle Untersuchungen zurechtweisend die Stimme der 
Germanisten, die eine wirklich historische Behandlung des Rechtes an 
Stelle der schablonenhaften Übertragung neuentdeckter antiker Rechts-
begriffe auf das moderne Kulturleben forderten. 
Und hinter ihnen stand die Stimme der Wahrheit und des realen 
Bedürfnisses. Schon in den vierziger Jahren wird mehrfach nach einer 
Territorialrechtsgeschichte gerufen. Aber die Beherrschung des Rechts-
unterrichtes durch die Pandekten hat beständig lähmend eingewirkt. 
Nur hie und da sind — zum Teil hervorragende — Einzelarbeiten 
geliefert worden. Erst als die Periode des kapital ist isch-l iberalen 
Romanismus, der durch den Entwurf (I) des BGB. für eine lange 
Zukunft sogar kodifiziert werden sollte, einen allgemeinen Unwillen 
gegen die fremde, veraltete, gesellschaftszerstörende Rechtsordnung 
erregt hatte, brach das Verlangen nach echt historischer Behandlung 
des Rechtes kräft ig durch. Das Manchestertum wird seit Ende der 
siebziger Jahre durch die soziale Gesetzgebung abgelöst; der erste 
Entwurf des BGB. wird einer gründlichen Revision unterzogen; 1891 
bereits ergeht die Anweisung, „bei der Prüfung der deutschen Rechts-
geschichte auch die preußische Rechtsgeschichte gebührend zu berück-
sichtigen und den Kandidaten zugleich Gelegenheit zu dem Nachweis 
zu geben, daß ihr rechtsgeschichtliches Wissen auf dem Grunde einer 
eingehenden Kenntnis der allgemeinen deutschen und preußischen 
Geschichte beruht".1) Echt historische Grundlage (nicht bloß melir 
oder weniger passende antiquarische Reminiszenzen) und allmähliche 
Hervorhebung der sozialen insbesondere auch der infolge der Pandekten-
herrschaft stark vernachlässigten staatswissenschaftlichen Disziplinen 
ist also die Tendenz der modernen Entwicklung.2) 
Die „neue" Disziplin verlangt nach Hilfsmitteln. Im Jahre 1897 
publizierte Altmann eine reichhaltige — m. E. doch noch in mancher 
Hinsicht zu vervollständigende —• Auswahl von Urkunden zur branden-
burgisch - preußischen Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte. 1904 
bringt Bornhak als erstes Lehrbuch oder Handbuch seine preußische 
Staats- und Rechtsgeschichte. Das ist gewiß ein guter Schritt nach 
vorwärts. Eine derartige systematische Zusammenfassung hatte bisher 
gefehlt. Bornhak bietet eine Übersicht über Staatsrecht, Verwaltungs-
recht, Rechtsquellen und Rechtswissenschaft. Mehr kann man füglich 
nicht verlangen. Die sogenannte innere Geschichte des Privatrechts, 
>) Im Gesetze vom 6. Mai 1869 (G. S. S. 656 ff.) wird noch verhältnis-
mäßig farblos „Einsicht in das Wesen und die geschichtliche Entwicklung 
der Rechtsverhältnisse" verlangt. — 2) In diese Entwicklung gehört auch 
die Gründung der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät Münster, 
sowie die neueste preußische Verordnung über Referendarpriifungen. 
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Prozesses und Strafrechts muß bei derartigen Darstellungen — zunächst 
wenigstens — aus mehrfachen Gründen zurücktreten oder wegbleiben. 
So wird es auch in Österreich mit der dort ganz besonders gepflegten 
sogenannten „Österreichischen Reichsgeschichte" gehalten. Diese ist 
eine Geschichte des Staats- und Verwaltungsrechts. Lobend zu erwähnen 
ist an Bornhaks Buch auch der besondere Nachdruck, der auf die 
Neuzeit gelegt wird. Seit dem XVI. Jahrhundert hat die innere Bil-
dung des modernen Staates ganz besonders kräftig eingesetzt. Die 
absoluten Fürsten haben für den modernen Großstaat den Grund gelegt. 
Und auch die neueste Zeit ist — wie ich glaube — in die Rechts-
geschichte aufzunehmen.1) Die Rechtsgeschichte ist ja nichts Abge-
schlossenes, zum allerwenigsten etwa der Inbegriff abgestorbener Insti-
tute. Und ganz besonders vom didaktischen Standpunkte scheint es 
mir unbedingt notwendig, die historische Darstellung erst mit der 
neuesten Zeit ausklingen zu lassen. Erst dann erhält der Studierende 
die richtige Vorstellung, daß die Rechtsgeschichte etwas Lebendiges 
sei und nicht bloß ein dekoratives Wissen von der Vergangenheit. 
Die Berücksichtigung der neuesten Zeit hätte ich in der vorliegenden 
Arbeit noch viel eingehender gewünscht. Abgesehen von der Miquel-
schen Steuerreform findet sich da wenig. Der große Umschwung zur 
nationalen und sozialen Richtung, eine historische Orientierung über 
Wesen und Ziele der politischen Parteien, die ja seit der konstitutio-
nellen Ära zu mitbestimmenden Faktoren des Staats- und Rechtslebens 
geworden sind, die geschichtliche Entwicklung von Kapital und Arbeit, 
die Funktionen Preußens im Reiche und des Reiches in Preußen, alles 
das gehört m. E. in den Rahmen einer preußischen Staats- und Rechts-
geschichte. 
Noch in anderer Hinsicht möchte ich einiges ausstellen. Dem 
Buche fehlt eine klare und übersichtliche rechtsgeschichtliche Ver-
arbeitung. Verfasser bietet vielfach nur eine Fortentwicklung seiner 
Geschichte des preußischen Verwaltungsrechts. Nicht nur inhaltlich, 
sondern auch was die Arbeitsweise anbelangt. Beide Werke sind mehr 
durch Häufung und Anordnung von Exzerpten und eigenen Bemerkungen, 
wie sie der Verf. gerade beisammen hatte, entstanden. Der eigentliche 
rechtsgeschichtliche Wurf fehlt. Ich will nur einiges herausgreifen. 
Das erste Erfordernis wäre doch wohl ein Anschluß an die deutsche 
Reichsrechtsgeschichte gewesen. Dieser ist aber, abgesehen von weni-
gen Berührungen, zu vermissen. Man sieht nirgends, wie die Mark 
erst in jahrhundertelangem Ringen, durch Eingreifen der verschieden-
artigsten Momente begründet wurde. B. setzt gleich mit ein paar 
flüchtigen Zeilen über die Kolonisation ein. Es fehlt also die Wurzel 
des Ganzen. Wie sorgfaltig hat dagen v. Luschin in seiner österreichi-
schen Reichsgeschichte mit feinem rechtshistorischen Takt die politi-
schen, die rechts- und wirtschaftsgeschichtlichen Gründungsvorgänge 
') Vgl. meine Ausführungen Krit. Vierteljahrsschr. a. a. O. (1896) S. 339 
und daselbst 3. F. Bd. III (1897) S. 211. 
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für die österreichischen Länder herausgearbeitet! Wie lebendig und 
dabei doch streng wissenschaftlich zusammengefaßt, „versammelt", 
schildert Hauck in seiner Kirchengeschichte Deutschlands die ihn inter-
essierenden Vorgänge! Aber Hauck ist nicht einmal im Literatur-
verzeichnis erwähnt, ebensowenig wie Brunner und Gierke '), oder aber 
Spezialschriftsteller, die sich mit den älteren Zuständen der heute 
preußischen Länder beschäftigt haben. Und doch ist gerade heute 
ζ. B. eine Auseinandersetzung über die Systeme, durch welche der Osten 
regermanisiert worden ist, gewiß auch von aktuellem Interesse. Und 
gerade diese „Ostmarkenfrage", die spätestens mit Karl dem Großen 
beginnt und heute noch nicht erledigt ist, die alle diese Jahrhunderte 
hindurch für das Leben des Ostreichs, speziell also der Mark Brandenburg, 
des Königreichs Preußen, ja für das ganze deutsche Reich und darüber 
hinaus für das ganze deutsche Volk, für die Geschichte Europas von 
grundlegender Bedeutung ist, — sie wird in der preußischen Staats-
und Rechtsgeschichte Bornhaks gar nicht gewürdigt. Auch wenn man 
etwa versuchen wollte, alle mehr gelegentlichen Bemerkungen des Verf.s 
in dieser Hinsicht zusammenzustellen, erhielte man nur ein sehr inhalt-
loses Bild von der sogenannten „ Polenfrage". 
Ähnlich steht es auch sonst mit der geschichtlichen Vertiefung. 
Von der mittelalterlichen Stadtwirtschaft findet sich kaum viel Brauch-
bares. Die charakteristische Erweiterung der Stadt zum Staate ist gar 
nicht sichtbar. Der Merkantilismus wird allerdings gelegentlich einige-
mal mit dem Hinweis auf „die große Preisrevolution des XVI. Jahr-
hunderts" (ex professo S. 62IF., aber ohne alle Literatur) berührt, das 
physiokratische, liberale, soziale System aber kaum genügend hervor-
gehoben und begründet. 
Mangelhaft scheint mir auch die Periodisierung. Noch in seiner 
Geschichte des preußischen Verwaltungsrechts hat B. eine solche ver-
sucht. Er teilt dort ein: 1134—1415—1604—1713-1740-1786-1807 
bis 1848 bis heute. Man kann über die Zweckmäßigkeit dieser acht 
Perioden verschiedener Meinung sein, aber man wird wohl kaum 
behaupten können, daß B. dieses Problem diesmal besser erledigt hätte. 
Er teilt heute seinen Stoff — offenbar in dem Streben nach sachlichen 
Einteilungsgründen — in 12 Kapitel: 1. Der Territorialstaat bis zur 
Rezeption, 2. Die Rezeption der fremden Rechte, 3. Der protestantische 
Territorialstaat, 4. Die Herstellung der absoluten Monarchie, 5. Die 
Blüte der absoluten Monarchie, 6. Der Staat Friedrichs des Großen, 
7. Die Coccejische und die Carmersche Justizreform, 8. Der Untergang 
des alten Staates, 9. Die Stein-Hardenbergische Reform, 10. Die Wieder-
herstellung des Staates, 11. Preußisches und französisches Recht, 
12. Konstitutionelle Monarchie und Bundesstaat. Man sieht, die 
Abschnitte greifen teilweise übereinander, und — soweit man darin 
eine Zeiteinteilung finden kann — sind die Abschnitte gegenüber den 
1J Schröders Rechtsgeschichte ist wohl im Literaturverzeichnis zitiert, 
aber kaum viel gebraucht. 
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tatsächlichen Perioden viel zu kurz. Die natürliche Folge ist dann 
beständige Wiederholung, die mitunter durch Wiederholung derselben 
Redewendungen geradezu peinlich wirkt und die den Leser beständig 
zu Zweifeln veranlaßt, ob denn nach Meinung des Yerf. das von ihm 
eben Vorgetragene gerade erst dem aufgeschlagenen Kapitel charakte-
ristisch sei oder nicht. Es scheint manchmal, als ob B. einfach 
12 Abhandlungen über 12 Kapitel der preußischen Rechtsgeschichte 
geschrieben und in einem Buch zusammengedruckt hätte. Das ist 
doch keine Rechtsgeschichte! 
Das unbehagliche Gefühl der Verlorenheit steigert sich noch bei 
der Sucht des Verf.s möglichst vieles zu erzählen, seine massenhaften 
Notizen vor dem Leser auszubreiten. So bringt z. B. der § 43 S. 251 
bis 257 einen ganzen Aufsatz über den Prozeß des Müllers Arnold mit 
Einzelheiten, unter denen ich die Angabe der Tageszeit eines der Akte 
zur Illustration der Detailmalerei hervorheben will. Das Ganze endet 
dann mit der Sentenz: „Bloße Dummheit ist aber kein Gegenstand 
des Strafrechtes". Ein solches Spezialfeuilleton gehört doch nicht in 
den Verlauf einer Rechtsgeschichte!1) 
Das sind aber nicht bloß Stilfehler, über die man hinweggehen 
könnte. Dieselbe unübersichtliche Weitschweifigkeit findet sich auch 
in ernsteren Dingen. So wird ζ. B. die Darstellung der gewiß manch-
mal monströsen Behördenorganisation durch beständige Wiederholungen 
und Aufzählung der geringsten Details — alles in einem Atem im 
Texte des Buchs — noch ungeheuerlicher. 
Bei all der Massenhaftigkeit und vielfach gerade durch sie tritt 
aber der juristische, rechtsgeschichtliche Kern nicht immer genügend 
oder korrekt hervor. So fehlt z.B., um einen Kardinalpunkt heraus-
zugreifen, die rechtsgeschichtliche Konstruktion der Entwicklung des 
Landtags. Man reihe nur die zersprengten und mitunter recht unklaren 
Notizen S. 370 a. E,, 388 und 465 aneinander! Oder aber ein Beispiel 
für die ältere Zeit. Die alte Mark wird mit den Worten : „absolutistisch-
zentralistische Militärkolonie" charakterisiert. Nun ist die alte Marken-
verfassung sicherlich recht stramm gewesen, aber absolutistisch im 
eigentlichen technischen Sinne des Wortes war sie nicht. 
') Um nicht der Splitterrichterei geziehen zu werden, führe ich noch 
weiteres an. S. 248, im Text, nicht in einer Anmerkung, wird ausgeführt : 
„Der König glaubte die Aufgabe der Justizreform (durch Cocceji) überhaupt 
gelöst. Nach französischem Vorbilde ließ er daher 1748 eine Erinnerungs-
münze prägen, eine Darstellung der Justitia, der der König mit dem Szepter 
gegenübertritt und mit der Umschrift : Emendato iure. Ein goldenes Exem-
plar dieser Münze ließ er am 24. Juni 1748 dem Großkanzler mit einem 
gnädigen Handschreiben überreichen." S. 250 wird sogar registriert, daß 
dem Großkanzler von Jariges vom Könige eine Tabatière verliehen worden 
sei! Vgl. auch noch die Anekdoten S. 189, 277, 498 usw. Auch Bemer-
kungen wie S. 10: „die landesherrlichen Familien scheinen es als ihre Auf-
gabe zu betrachten, immer neue Linien zu bilden, von denen einige sich 
um das Gesamthaus besondere Verdienste erwerben, indem sie wieder aus-
sterben" — wollen mir nicht gefallen. 
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Nach alledem hat sich B. durch sein Buch als erste Erscheinung 
dieser Art einen Anspruch auf unsern Dank erworben. Doch ist 
dringend zu wünschen, daß er etwa bei einer zweiten Auflage den 
aufgestapelten Stoff erst gründlich verarbeite. Dann erst kann das 
Werk seinen Zweck erreichen. Vielleicht lassen sich dann einige 
Stammbäume und ein das äußere Wachstum der Mark illustrierendes 
Kärtchen beifügen. 
Münster i. W. H. S c h r e u e r . 
W i l h e l m Erben , Privatdozent an der Universität Wien 
(jetzt o. Professor der historischen Hilfswissenschaften an 
der Universität Innsbruck): Das Privilegium Friedrichs I. 
für das Herzogtum Osterreich. Wien, Carl Konegen, 1902. 
VI und 144 SS.1) 
Der Inhalt des österreichischen sogenannten Privilegium minus 
von 1156 gehörte bisher zum eisernen Bestand der deutschen Rechts-
geschichte. Erben, ein Schüler des Instituts für österreichische 
Geschichtsforschung, unterzieht es nunmehr in sehr sorgfältiger Weise 
einer erneuten Untersuchung. Die Echtheit dieses Privilegs findet er 
allerdings bestätigt, aber dieses echte Privileg, dessen Urschrift wir 
nicht besitzen, soll interpoliert sein. 
Das erste Kapitel der Erbenschen Untersuchung beschäftigt sich 
mit der diplomatischen Frage nach dem Diktator der Urkunde und 
gelangt zu dem Resultat, „daß an dem Privilegium minus, und zwar 
an der Abfassung seines Textes, ein Mann beteiligt war, der in den 
Jahren 1156—1158 und dann wieder 1163 der kaiserlichen Kanzlei 
angehört und in ihr eine vielseitige und geschickte Tätigkeit entfaltet 
ha t ' (S. 35). Damit wäre die Echtheit des Privilegs neuerlich bestätigt. 
Die folgenden Kapitel (S. 36 ff.) versuchen den Nachweis, daß in 
dem unbestritten echten Privileg von 1156 unter dem letzten Baben-
berger, Friedrich II., etwa in der Zeit vom Juni 1243 bis zum August 
1244 (S. 127) zwei rechtsgeschichtlich hochwichtige Stücke interpoliert 
worden seien. Einmal der Passus : „Dux vero de ducatu suo aliud ser-
vicium non debeat imperio, nisi quod ad curias, quas imperator in 
Bawaria prefixerit, evocatus veniat, nullam quoque expedicionem debeat, 
nisi quam forte imperator in regna vel provincias Austrie vicinas ordi-
naverit" — und dann der kurz vorhergehende Satz: „libertatem habe-
ant (nämlich predictus dux Austrie et uxor eius si absque liberie 
decesserint) eundem ducatum affectandi cuicumque voluerint". Rechts-
geschichtlich ausgedrückt heißt es: Die Beschränkung der Hof- und 
Heerfahrt sowie das sogenannte ius affectandi des Babenbergischen 
Herzogs, die bisher auf das Privilegium gegründet wurden, gehen auf 
') Der Redaktion erst 1904 zugegangen. Vgl. dazu auch Tangl oben 
S. 258 ff. Die Redaktion. U. St. 
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